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Vorlage-Nr.: 153/2020 

Bearbeitung: FB 7 - Fr. 
Oesterreicher 

Datum: 15.06.2020 

 
Sitzungsvorlage  
 

 

 
Gremium: Gemeinderat 
Am: 25.06.2020 

 
 
Betreff: 
Vorlage des Entwurfs des 1. Nachtraghaushaltsplans 2020 der Stadt Kornwestheim 
 
Anlage(n): 
Mitzeichnung 
Anlage: Entwurf des Nachtraghaushaltsplans 2020 
 
 
Beschlussvorschlag: 

Den Entwurf des 1. Nachtragshaushaltsplans 2020 der Stadt Kornwestheim und die 
Wirtschaftsplanentwürfe des Eigenbetriebs Stadtentwässerung Kornwestheim, des 
Eigenbetriebs Ravensburger Kinderwelt Kornwestheim und des Eigenbetriebs "Das K“ 
werden zur weiteren Beratung in die Fraktionen und Ausschüsse verwiesen. 

 

Beratungsfolge: 

Vorlage an zur  Sitzungsart Sitzungsdatum Beschluss 
Gemeinderat Einbringung öffentlich 25.06.2020  
Ausschuss für Umwelt 
und Technik 

Vorberatung öffentlich 07.07.2020  

Verwaltungs- und 
Finanzausschuss 

Vorberatung öffentlich 09.07.2020  

Gemeinderat Verabschiedung öffentlich 16.07.2020*  
 

*im Rahmen der Sitzungsvorlage „Verabschiedung des 1. Nachtragshaushaltsplans 
2020 der Stadt Kornwestheim“   

 
Haushaltsrechtliche Deckung 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Entfällt 
 
   
 
Deckungsvorschlag: 
 
Entfällt 
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Sachdarstellung und Begründung: 

 
Der Entwurf des 1. Nachtragshaushaltsplans 2020 der Stadt Kornwestheim wird in der 
Sitzung des GR am 25.06.2020 vorgelegt. Es ist vorgesehen den Nachtrag inklusive der 
geänderten Wirtschaftspläne - nach der Vorberatung in den Fraktionen und den 
Ausschüssen (AUT 07.07.2020 / VFA 09.07.2020) - am 16.07.2020 durch den Gemeinderat 
zu verabschieden. 
 
Grundlage des Nachtragsplans ist der Doppelhaushaltsplan 2020-2021. Der Nachtrag 
bezieht sich allerdings lediglich auf das Haushaltsjahr 2020. Nachfolgend wird in einer 
kurzen Zusammenfassung aufgezeigt, wie sich der Nachtragsplan-Entwurf auf den Haushalt 
2020 der Stadt Kornwestheim auswirken würde: 
 
a) Im Ergebnishaushalt  wird das bisher ausgewiesene ordentliche Ergebnis  
von - 691.300 EUR auf – 11.190.000 EUR absinken. Der Ergebnishaushalt würde sich durch 
den Nachtrag im ordentlichen Ergebnis somit um - 10.498.700 EUR verschlechtern. 
Ausschlaggebend hierfür sind insbesondere die hohen Corona-bedingten Ertragsausfälle bei 
der Gewerbesteuer (- 8,5 Mio. EUR) und dem Einkommensteueranteil (-2,4 Mio. EUR). 
 
Beim außerordentlichen Ergebnis erfolgt eine Anpassung von 468.700 EUR um - 40.000 
EUR auf 428.700 EUR. 
 
Das Gesamtergebnis  verschlechtert sich somit um - 10.538.700 EUR auf - 10.761.300 EUR 
(bisher: - 222.600 EUR). 
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b) Im Finanzhaushalt würde der bisher vorgesehene Finanzierungsmittelbedarf  (Rd. Nr. 
32) von - 8.275.300 EUR auf – 16.008.500 EUR erhöht werden. Im Wesentlichen beruht 
diese Verschlechterung um 7.733.200 EUR auf den hohen Mindererträgen aus der 
Gewerbesteuer und der Einkommensteuer. Der bisherige Zahlungsmittelüberschuss des 
Ergebnishaushalts  von 3.099.000 EUR wandelt sich in einen Zahlungsmittelbedarf des 
Ergebnishaushalts  von 7.399.700 EUR (- 10.498.700 EUR). 
 
Bei den Einzahlungen aus Investitionstätigkeit  ergeben sich keine Änderungen. 
Die Auszahlungen aus Investitionstätigkeit  erfahren durch den Nachtrag Kürzungen. Der 
veranschlagte Finanzierungsmittelbedarf aus Investitionstätigkeit verringert sich von 
15.150.900 EUR auf 12.385.400 EUR (- 2.765.500 EUR). 
 
c) Die bisher vorgesehene Verpflichtungsermächtigung  über 5.254.600 EUR wird auf 
einen Betrag in Höhe von 5.654.600 EUR angepasst. 
 
Eine Verpflichtungsermächtigung über 400 TEUR für den Barrierefreien Ausbau des 
Busbahnhofes (durch Ansatzverschiebung von 2020 nach 2021) wird neu aufgenommen. 
 
d) Die bisher im Haushaltsplan 2020 vorgesehenen Kreditaufnahmen  in Höhe von 0 EUR 
bleiben im Nachtrag bestehen. 
 
e) Insgesamt würde sich durch den Nachtragsplan 2020 die Änderung des 
Finanzierungsmittelbestandes  (Rd. Nr. 36) von - 8.275.300 EUR auf – 16.008.500 EUR 
verändern, also eine Verschlechterung von 7.733.200 EUR ergeben. 
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Der Doppelhaushaltsplan 2020-2021 war genehmigungsfrei und die Gesetzmäßigkeit der 
Haushaltssatzung wurde mit Erlass vom 02.03.2020 vom Regierungspräsidium Stuttgart 
bestätigt. Auch der vorliegende Nachtragsplan 2020 bedarf keiner Genehmigung . Nach § 
24 Abs. 1 GemHVO i.V.m. § 80 Abs. 2 GemO kann der ausgewiesene Fehlbetrag durch 
Mittel aus der Rücklage aus Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses zum 
Haushaltsausgleich ausgeglichen werden. Der festgesetzte Gesamtbetrag der 
Verpflichtungsermächtigungen bedarf auch keiner Genehmigung, da im Finanzplan für die 
Folgejahre keine Kredite veranschlagt sind. 
 
 
 
 
 
 


